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Vorwort

Die vorliegende Dissertation wurde am 14. August 2017 bei der juristischen
Fakultät der Universität Potsdam eingereicht und mit Abschluss des Promotions-
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das BFH-Urteil vom 27.09.2017, II R 41/15, das jüngste EuGH-Urteil zum Bei-
hilfecharakter des § 6a GrEStG sowie die 6. Auflage von Pahlke, Grunderwerb-
steuerkommentar und die 19. Auflage von Boruttau, Grunderwerbsteuerkommentar
konnten nicht mehr berücksichtigt werden.

Die vorliegende Arbeit wurde mit dem Esche Schümann Commichau Förderpreis
der Esche Schümann Commichau Stiftung und dem Wolf-Rüdiger-Bub Preis des
Vereins der Freunde und Förderer der Juristischen Fakultät der Universität Potsdam
ausgezeichnet.

Mein besonderer Dank gilt meinem Doktorvater Herrn Professor Dr. Andreas
Musil, der mir stets mit Rat und Tat zur Seite stand und mir diese nebenberufliche
Promotion ermöglichte. Vielen Dank für Ihre Unterstützung und Betreuung.

Für die außerordentlich zügige Erstellung des Zweitgutachtens durch Herrn
Professor Dr. Lutz Lammers sowie dem Prüfungsmitglied Herrn Professor Dr.
Tilman Bezzenberger möchte ich mich an dieser Stelle nochmals herzlich bedanken.

Die vorliegende Thesis entstand während meiner Tätigkeit als Mitarbeiter des
Berliner Real Estate Tax Teams der Ernst & Young GmbH Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft. Mein Dank gilt im Besonderem Maße meinen zahlreichen Kollegen, die
mich durch ihre Diskussions- und Hilfsbereitschaft unterstützt haben und so zum
Gelingen dieser Arbeit beigetragen haben. Namentlich danke ich Herrn Markus
Böhl, Herrn Dr. Heinrich Fleischer, Herrn Dirk-Oliver Herbrig sowieHerrn Christian
Schmidt.

Besonders danken möchte ich zudem der Ernst & Young GmbH Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft für den erheblichen Druckkostenbeitrag und den sehr entge-
genkommenden Freiräumen.

Ferner gilt mein Dank der Esche Schümann Commichau Stiftung für den groß-
zügigen Druckkostenbeitrag.

Den Herausgebern danke ich für die Aufnahme in die Schriftenreihe zum Steu-
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Zu danken habe ich ebenso meinen Eltern, die mich während der mühevollen Zeit
in ganz besonderem Maße unterstützt haben. Ihnen, meiner Schwester Nora und
Johanna Kassmann verdanke ich die sprachliche Betreuung, sie haben damit ganz
wesentlich zum Gelingen dieser Dissertation in sprachlicher Hinsicht beigetragen.

Danken möchte ich schließlich meiner Partnerin für ihre unerschütterliche Ge-
duld, ihre liebevolle und moralische Unterstützung während der Fertigstellung.

Um Nachsicht bitte ich all jene, denen zu danken, ich vergaß.

Berlin, im Januar 2019 Leon Keul
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Grußwort

Die Grunderwerbsteuer hat in der Rechts- und Wirtschaftswissenschaft ebenso
zunehmend an Bedeutung gewonnen wie in der Rechts- und Steuerberatungspraxis.
Steigende Grunderwerbsteuersätze und erhöhte Bemessungsgrundlagen auf Grund
des florierenden Immobilienmarktes führen einerseits zu immer höheren Steuer-
einnahmen der Bundesländer und andererseits zu der Zielsetzung der Unternehmen,
die Grunderwerbsteuerbelastung durch Gestaltungsstrategien zu reduzieren oder gar
zu vermeiden. Die Legislative versucht durch wiederkehrende Korrekturen dieser
Zielsetzung entgegenzuwirken, wie beispielsweise die jüngste Debatte über die
Angemessenheit der sog. Share-Deals zeigt. Die Ausweitung der gesetzlichen Tat-
bestände hat mittlerweile zu einem hochkomplexen Grunderwerbsteuergesetz ge-
führt, dessen Anwendung selbst für den Rechtsanwender mitunter auf Grund der
weitrechenden Norminterdependenzen kaum rechtssicher ist.

Herr Dr. Keul ist mit der vorliegenden Dissertation eine hervorragende Arbeit auf
dem Gebiet des Grunderwerbsteuerrechts gelungen, die das komplexe Normgefüge
des Grunderwerbsteuergesetzes analysiert und ordnend beschreibt. Dabei wird der
Leser in gut lesbarer Form durch die komplizierte Materie geführt.

Neben den klassischen Grundstücksübertragungen im Konzern widmet sich Herr
Dr. Keul im zweiten Kapitel verstärkt der Anwendbarkeit der Konzernklausel. Neben
einer umfassenden Analyse der aktuell hierzu ergangenen Entscheidungen und
Kommentierungen, untersucht er, ob die Sperrfristen des § 6a GrEStG telelogisch zu
reduzieren sind. Daneben verneint er in einer umfassenden Erörterung den Beihil-
fecharakter der Konzernklausel.

Im Zentrum seiner Arbeit steht das sehr komplexe Verhältnis der einzelnen sich
häufig überschneiden Tatbestände des Grunderwerbsteuergesetzes, die über den
Grundstückserwerb hinaus den Erwerb von Anteilen an grundbesitzenden Gesell-
schaften besteuern. Dabei ist es ihm sehr gut gelungen die mitunter weitreichenden
Norminterdependenzen der einzelnen Erwerbstatbestände zueinander, aber auch
gegenüber den sich teils überschneidenden Steuerbefreiungs- und Steuervergünsti-
gungsnormen umfassend aufzuarbeiten und den Leser dabei anhand der Struktur des
Gesetzes durch die komplizierte Regelungsmaterie zu führen. Herr Dr. Keul be-
leuchtet dabei verstärkt die aktuellen Entwicklungen des Grunderwerbsteuergeset-
zes.

Als besonders positiv ist des Weiteren die umfassende Auswertung der Literatur
zu sehen, die von großem Fleiß zeugt und Wissenschaftlern als auch Praktikern
gewinnbringend zur Seite stehen wird.



Wer die Struktur des Grunderwerbsteuergesetzes vertieft durchdringen will, dem
ist die Lektüre dieser Arbeit zu empfehlen.

Hamburg, im August 2018 Dr. Heinrich Fleischer,
Steuerberater, Associate Partner, Ernst & Young
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RStBl. Reichssteuerblatt
Rz. Randziffer/n
S. Satz/Seite
s.o. siehe oben
s.u. siehe unten
Slg. Sammlung von Entscheidungen, Gesetzen etc., publizistische Verwen-

dung des Verlages C.H.BECK
sog. sogenannt(e)
StÄndG Steueränderungsgesetz
Stbg Die Steuerberatung, Fachzeitschrift
StbJb Steuerberaterjahrbuch
StBp Die steuerliche Betriebsprüfung, Fachzeitschrift
StEK Steuererlasse in Karteiform
StEntlG Steuerentlastungsgesetz
SteuerStud Steuer und Studium, Fachzeitschrift
SteuK Steuerrecht kurzgefaßt, Fachzeitschrift
StuB Unternehmensteuern und Bilanzen, Fachzeitschrift
Tz. Teilziffer
u. a. unter anderem
Ubg Die Unternehmensbesteuerung, Fachzeitschrift
UmwG Umwandlungsgesetz
UmwSt Umwandlungsteuer
UmwStG Umwandlungssteuergesetz
USt Umsatzsteuer
UStG Umsatzsteuergesetz
UVR Umsatzsteuer- und Verkehrsteuer-Recht, Fachzeitschrift
v. vom
v. H. von Hundert
vE verdeckte Einlage
VerfVO Verfahrensverordnung
vGA verdeckte Gewinnausschüttung
vgl. vergleiche
WachstBeschlG Gesetz zur Beschleunigung des Wirtschaftswachstums (Wachstumsbe-

schleunigungsgesetz) v. 22. Dezember 2009, BGBl I 2009, S. 3950
WM Zeitschrift für Wirtschafts- und Bankenrecht, Fachzeitschrift
ZEV Zeitschrift für Erbrecht und Vermögensnachfolge, Fachzeitschrift
ZfIR Zeitschrift für Immobilienrecht, Fachzeitschrift
ZGR Zeitschrift für Unternehmens- und Gesellschaftsrecht, Fachzeitschrift
ZIP Zeitschrift für Wirtschaftsrecht, Fachzeitschrift
Zollkodex-AnpG Gesetz zur Umsetzung der Protokollerklärung zumGesetz zur Anpassung

der Abgabenordnung an den Zollkodex der Union und zur Änderung
weiterer steuerlicher Vorschriften, nunmehr Steueränderungsgesetz 2015
v. 2. November 2015, BGBl. I 2015, S. 1834

Gesetze sind in der jeweils gültigen Fassung berücksichtigt.
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1. Kapitel

Einleitende Themenabgrenzung

A. Problemaufriss

Das geltende Grunderwerbsteuergesetz regelt die mit Abstand wichtigste bun-
desunabhängige Steuereinnahme der Länder. Außerhalb des Fachpublikums fo-
kussiert sich die öffentliche Wahrnehmung auf die Höhe des Steuersatzes. Seit der
Föderalismusreform 2006 ist die Kompetenz zur Bestimmung des Steuersatzes auf
die Länder übergegangen. Diese hinzugewonnene Steuerautonomie für die Länder
hat eine beträchtliche Dynamik auslöst. Nur Bayern und Sachsen halten am früheren
bundeseinheitlichen Steuersatz von 3,5% fest. Alle anderen Bundesländer haben in
unterschiedlichem Umfang von ihrem Recht zur Steuererhöhung Gebrauch gemacht
und den Steuersatz auf bis zu 6,5% angehoben.1

Daneben tritt für das grunderwerbsteuerliche Schrifttum die steuerpolitische
Diskussion über die Angemessenheit von sog. Share Deals: Zur Vermeidung von
Grunderwerbsteuer werden insbesondere bei konzerninternen Umstrukturierungen
und Akquisitionen anstelle eines Grundstücks Anteile an einer grundbesitzenden
Gesellschaft übertragen. Um diesen Steuervermeidungsstrategien wirksamer zu
begegnen, wurden in den letzten 20 Jahren die Art und der Umfang der steuerbe-
gründenden Tatbestände stetig erweitert.

Den in seiner Grundstruktur bereits seit 1940 im Grunderwerbsteuergesetz ver-
ankerten § 1 Abs. 3 GrEStG, der die Vereinigung von Anteilen an grundbesitzenden
Gesellschaften bzw. deren Übertragung besteuert, hat der Gesetzgeber im Jahr 2000
verschärft. Das Jahressteuergesetz 1997 führte § 1 Abs. 2a GrEStG ein, der den
Wechsel im Gesellschafterbestand einer grundbesitzenden Personengesellschaft mit
Grunderwerbsteuer erfasst. Nunmehr wird die Grunderwerbsteuer auch dann erho-
ben, wenn sich Anteile an einer grundbesitzenden Gesellschaft nicht in einer Hand
konzentrieren. Mit Wirkung zum 7. Juni 2013 wurde mit § 1 Abs. 3a GrEStG ein
neuer Steuerentstehungstatbestand eingeführt, der die Umgehung von Grunder-
werbsteuer mit Hilfe von sog. RETT-Blockern2 vermeiden soll.

Gleichwohl sind bei entsprechender Planung und kautelarjuristischer Beratung
nachwie vorReorganisationenvonUnternehmen bzw. Erwerbe vonGrundvermögen
grunderwerbsteuerneutral möglich. Empirische Daten über daraus resultierende

1 Vgl. anstelle vieler nur Heine, UVR 2016, S. 142 ff.; Schanko, UVR 2016, S. 16 ff.
2 RETT = Real Estate Transfer Tax = Grunderwerbsteuer.



Mindereinnahmen für den Staat liegen nicht vor. Das hessische Finanzministerium
geht indes von einer bundesweiten Größenordnung von bis zu einer Milliarde Euro
jährlich aus.3

Vor diesem Hintergrund verwundert es nicht, dass aktuell auf Ebene der Lan-
desfinanzminister eine Arbeitsgruppe neue mehr oder weniger konkrete Vorschläge
erarbeitet, wie die mit Share Deals verbundenen Steuervermeidungsmodelle zu-
rückgedrängt werden können. Im Fokus steht die Absenkung der Mindestbeteili-
gungsquote von 95% bei Anteilsgeschäften auf 75%bei gleichzeitiger Verlängerung
der fünfjährigen Behaltensfrist auf zehn oder fünfzehn Jahre. Des Weiteren wird
intensiv die Einführung einer stufenweisen Besteuerung diskutiert, wonach bei
einem Erwerb oder einer Übertragung von mehr als 50% oder mindestens 75% der
Anteile an einer grundbesitzenden Gesellschaft ebenfalls Grunderwerbsteuer erho-
ben würde. Der Fortgang der Gesetzesinitiative ist derzeit noch offen. Fest steht aber,
dass die derzeitigen Regelungen zur Besteuerung von grundbesitzenden Anteils-
geschäften unter dem Motto „Alles kommt auf den Prüfstand“ verschärft werden
sollen.4

Angesichts der geradezu inflationären Erhöhung der Steuersätze und der Er-
weiterung der Steuerentstehungstatbestände widmet sich die Fachliteratur verstärkt
der Grunderwerbsteuer, zumal diese immer häufiger Gegenstand gerichtlicher
Streitigkeiten ist.

Schwerpunkte der jüngsten Rechtsprechung des BFH bilden einerseits die steu-
erbegründenden Tatbestände. Zu § 1 Abs. 2a GrEStG hat er zum Beispiel eine
vollkommen neue Dogmatik zur Behandlung von zwischengeschalteten Gesell-
schaften entwickelt, der der Gesetzgeber indes mit dem StÄndG 20155 durch ge-
setzliche Kodifizierung der früheren Verwaltungsauffassung die rechtliche Grund-
lage entzogen hat. Allerdings verbleiben auch nach der gesetzgeberischen Novel-
lierung zahlreiche Zweifelsfragen.

Andererseits konzentriert sich die neuere grunderwerbsteuerliche Rechtspre-
chung stark auf die sog. Konzernklausel in § 6a GrEStG. Mit ihrer Einführung im
Jahr 2010 ist der Gesetzgeber der seit langem in derWirtschaft erhobenen Forderung
nach einer Steuervergünstigungsvorschrift für konzerninterne Umstrukturierungen
gefolgt. Die Kritik ist leiser geworden, sie ist aber nicht vollends verstummt. Die
Anwendung des § 6a GrEStG wird dabei in der Praxis von etlichen Auslegungs-
fragen bestimmt, die eine planungssichere Konzernumstrukturierung nur schwer
ermöglichen.

Der BFH hat jüngst mit Beschluss vom 30. Mai 2017 dem EuGH in einem
Vorabentscheidungsverfahren die Frage vorgelegt, ob es sich bei § 6a GrEStG um

3 Vgl. Pressemitteilung des hessischen Ministeriums der Finanzen v. 08.09.2016.
4 Vgl. Behrens, UVR 2017, S. 15 ff.; Schanko, UVR 2016, S. 16 ff.
5 StÄndG 2015 v. 02.11.2015, BGBl. I 2015, S. 1834.
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eine rechtswidrige europäische Beihilfe handelt.6 Zudem hat er Stellung zu den
höchst umstrittenen Vor- und Nachbehaltensfristen sowie zu dem Begriff des herr-
schenden Unternehmens bezogen. Auch nach diesem Vorlagebeschluss bleiben
zahlreiche Fragen hinsichtlich der Anwendung und Reichweite von § 6a GrEStG
offen. Die Kritik des Gerichts als auch der Literatur entzündet sich daran, dass die
Begünstigungsnorm nur partiell in sich widerspruchsfrei erscheint.

B. Gegenstand der Untersuchung

Dieser Problemaufriss lässt bereits erkennen, dass sich das Grunderwerbsteuer-
gesetz in einem gewissen Wandel befindet und zunehmend komplizierter wird. Die
aktuellen Entwicklungen dieses Rechtsgebietes lassen es lohnenswert erscheinen,
steuerjuristisch zu analysieren, welche Zusammenhänge zwischen den einzelnen
Erwerbstatbeständen untereinander, aber auch gegenüber den Steuerbefreiungs- und
Steuervergünstigungsnormen bestehen. Zwischen ihnen herrschen keine einseitigen
Überlagerungen, sondern weitreichende und mitunter komplexe Interdependenzen.
Insbesondere die neu eingeführten Ergänzungstatbestände wirken nicht immer
systemkonform in das Gesetz integriert, wie in dieser Arbeit zu zeigen sein wird.

Die grunderwerbsteuerlichen Implikationen von Konzernumstrukturierungen
sind dabei im rechts- und wirtschaftswissenschaftlichen Schrifttum von ungebro-
chener Anziehungskraft. In einer kaum überschaubaren Flut von Aufsätzen finden
sich lohnenswerte Ausführungen zur Steuerbarkeit und Steuerverschonung einzelner
grunderwerbsteuerlicher Problematiken bei Unternehmenstransaktionen. Ihnen ist
gemein, dass sie einzelne Normen interpretieren, die steuerjuristische Wirkungs-
weise und die Interdependenz dieser Vorschriften allerdings nicht umfassend the-
matisieren.

Vergleichsweise gering ist dagegen die Zahl der originär steuerrechtlichen Mo-
nografien zur Grunderwerbsteuer. In der Rechtswissenschaft finden sich fünf er-
wähnenswerte Dissertationen: Kroschewski analysiert die grunderwerbsteuerliche
Anteilsvereinigung i. S. d. § 1 Abs. 3 GrEStG im Unternehmensverbund.7 Rothen-
öder widmet sich umfassend dem Begriff des Anteils i. S. d. § 1 Abs. 3 GrEStG.8

Verweyen untersucht, welche verfassungsrechtlichen Probleme bei der Umstruktu-
rierung von Konzernen auftreten.9 Insofern erscheint eine erneute verfassungs-
rechtliche Abhandlung wenig zielführend. Ebenso kann auf eine Analyse der
Grunderwerbsteuer als Rechtsverkehrsteuer und deren Rechtfertigung verzichtet
werden.

6 Vgl. BFH v. 30.05.2017 – II R 62/14, BB 2017, S. 1633. Anhängig beim EuGH unter
C-374/17.

7 Kroschewski in Anteilsvereinigung.
8 Rothenöder in § 1 Abs. 3 GrEStG.
9 Verweyen in GrESt.
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